
Einkleinwenig transparenterwaren
sie schon geworden, die Verhand-
lungen über das geplante Freihan-
delsabkommen zwischen der EU
und den USA. Auf den öffentlichen
Druck von Gewerkschaften und an-
dereNichtregierungsorganisationen
hin konnten die Beteiligten nicht
mehrhinterkomplettverschlossenen
Türen aushandeln, was in Zukunft
Handel und Investitionen in diesen
großen Wirtschaftsräumen und da-
mitdenAlltagderMenschenprägen
soll. Aber das, was die EU-Kommis-
sion von sich aus publik machte,
reichte nicht aus, um in der Bevöl-
kerung mehr Zustimmung für das
Abkommen zu wecken.

Bei einer selbstorganisierten Eu-
ropäischen Bürgerinitiative kamen
schnell 2,4MillionenUnterschriften
für einen Stopp dieses Freihandels-
abkommensundeinesweiterenmit
Kanada zusammen. Es kann noch
bis zum6.Oktoberunterhttp://stop-
ttip.org gezeichnet werden.

Dennoch rudertedie zuständigeEU-
Handelskommissarin Cecilia Malm-
ström zurück, nachdem ihr zu viele
InternaandieÖffentlichkeitgelangt
waren.Protokolle solltennichtmehr
verschickt werden, Dokumente zum
FortgangderVerhandlungenkönnen
dieRegierungenderMitgliedsländer
nur noch in einem speziellen Lese-
raum in Brüssel einsehen. Die Em-
pörung darüber war groß bei allen
Bundestags-Parteien, aber auch in
anderen EU-Ländern. Jetzt soll es
zumindest wieder Protokolle geben.

gewerkschaftsrat fordert
andere eu-handelspolitik

Auch beim ver.di-Bundeskongress
vom 20. bis zum 26. September in
Leipzig ist TTIP ein wichtiges Thema.
Allein50Anträgebeschäftigtensich
damit – bis hin zur Forderung nach

einem sofortigen Stopp der Ver-
handlungen. Der ver.di-Gewerk-
schaftsrat fordert in seinem Antrag
für eine soziale Gestaltung der Glo-
balisierung einen Kurswechsel in
derEU-Handelspolitik.Nur sokönn-
ten weiterer Wohlstand geschaffen,
wirtschaftliche, soziale und ökolo-
gische Standards verbessert sowie
faire Wettbewerbs- und gute Ar-
beitsbedingungendurchgesetztwer-
den.

Der Gewerkschaftsrat kritisiert in
seinem Antrag, die aktuell verhan-
deltenFreihandelsabkommen führ-
tendazu,dassnationaleRegelungen
starkunterDruckgerieten.Treibende
Kräfte seien die transnationalen
Konzerne.DerenZiel sei „einegrößt-
mögliche Liberalisierung des ges-
amten Wirtschaftsgeschehens“ –
und die gelte es zu verhindern.

Heike Langenberg

TTIP: Das Misstrauen bleibt
freihandelsabkommen – Wichtiges Thema auch für den ver.di-Bundeskongress
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Stromlinie
„Die Stärke einer
Fraktion und ihre
Meinungsbildung
muss sich auch im
Ausschuss wider-
spiegeln.“

Bundeskanzlerin
Angela Merkel, CDU,
unterstützt die
Drohung von Fraktions-
chef Volker Kauder,
Abweichlern wichtige
Ausschussposten zu
entziehen

... lobt die Auswirkun-
gen des gesetzlichen
Mindestlohns. Wer hätte
das gedacht? Noch vor
einem Jahr warnte sie
vor „erheblichen Be-
schäftigungsrisiken“
durch die Einführung der
Lohnuntergrenze, insbe-
sondere für Geringquali-
fizierte. Das hört sich
jetzt ganz anders an:
Von kräftig steigenden
Löhnen ist neuerdings
die Rede im Monatsbe-
richt der Bundesbanker,
von einem Beschäfti-
gungszuwachs um
60 000 sozialversiche-
rungspflichtige Stellen
zusätzlich zu dem Plus
durch die gute Konjunk-
tur, von hohen Lohnan-
stiegen in Ostdeutsch-
land, bei Wachdiensten,
in der Gastronomie, bei
Geringqualifizierten. Und
wer hat davon profitiert?
Im Prinzip alle, denn das
deutsche Lohnniveau ist
insgesamt gestiegen.
Auch dank Mindestlohn.

hla
Demo gegen TTIP
am 10.Oktober 2015
Gemeinsam rufen Gewerkschaften und
Nichtregierungsorganisationen für den
10. Oktober 2015 zu der Großdemonstra-
tion „TTIP und Ceta stoppen! – Für einen
gerechten Welthandel“ in Berlin auf. Die
Auftaktkundgebung beginnt um 12 Uhr
am Hauptbahnhof. Von dort aus zieht ein
Protestzug zum Brandenburger Tor, wo
die Abschlusskundgebung stattfindet.
http://ttip-demo.de



Aus jedem Geschäftsführer machen
sieheutzutageeinenChiefExecutive
Officer (CEO),aus jedemSpaziergang
einen Outdoor Event. Der Chef der
Käseabteilung im Supermarkt darf
sich, auch wenn er schon 57 ist,
noch Junior Sales Manager nennen.
JungeDynamiker (YoungUrbanPro-
fessionals) sind dagegen meistens
schonSeniorAccountManager.Kurz:
JedeHühnerkackewird zumBullshit
hochstilisiert, und im Internet braut
sich darüber täglich der Shitstorm
zusammen.

und täglich geht die post ab

Nichts gegen die Integration von
Ausdrücken der einen Sprache in
den Sprachgebrauch einer anderen.
Dashat sichbewährt, seitMenschen
angefangen haben, über Grenzen
hinweg zu kommunizieren. Aber
warum müssen schriftliche Nach-
richten, die bisher „versendet“ oder
gar schon „gemailt“ wurden, neu-
erdings „gepostet“ werden?

Und beim milliardenfachen Ver-
sand von „Postings“ über das In-
ternet geht tagtäglich tatsächlich

die Post ab: „Soziale Medien“ und
„Shitstorm“ (siehe oben) lauten die
Stichworte. Moment mal: Soziale
Medien? Ist doch interessant: Wäh-
rend auf der einen Seite alles „ein-
geenglischt“ wird, was nicht niet-
und nagelfest ist, wird auf der an-
deren Seite der englische Begriff
„Social Media“ mit konstanter Bos-
haftigkeit falsch eingedeutscht.
Denn es sind keine „sozialen Me-
dien“,wennmanzugrundelegt,was
wir aufDeutschmit demBegriff ver-
binden.

Hierzulande jedenfalls gibt es in
den „sozialen Medien“ anonyme
Empörung nicht nur gegen „die“
Griechen, Putin, „die Wirtschafts-
flüchtlinge“ oder Til Schweiger, de-
nen gegenüber manch bierselige
Stammtischrunden in deutschen
Wirtshäusernnachgeradezivilisierte
Veranstaltungen waren. Nein, es
kann auch passieren, dass gegen
„dasWetter“geshitstormtwird.Am
31. Juli 2015 meldete das Internet-
portal „web.de“: „Es wird wieder
richtig heiß – mit Temperaturen
nahe der 40-Grad-Marke“. An die
60User/innenhatteneine„Meinung“

dazu. Zum Beispiel ein gewisser
E. C.: „Zum Glück lese ich auch nie
was,was indenMediensteht, somit
weiß ich ja gar nicht dass es wieder
heiß werden soll und bin dann ein-
fach völlig verblüfft und brauch
michnicht imVorfeld schondarüber
aufregen.“

vorauseilendes gemecker

Y. V.: „Diese Hitze kann doch kein
Mensch aushalten. Wir haben einen
Hund und selbst ihn ist es jetzt
schon zu warm wie soll es dann erst
nächsteWochewerden.Hauptsache
es kommen keine Menschen dabei
um.“ K. D.: „…müssen bei solchen
Temperaturen teils schwer arbeiten
unddann, ist esnicht so schönwenn
einemderSchweiss indieUnterhose
läuft ...mansollte auchmalandiese
Kehrseite der Medallie denken.“
A. H.: „Hier sind aktuell 17 Grad –
ich versteh’ das vorauseilende Ge-
mecker nicht.“ – Wer aus Social Me-
dia Soziale Medien macht, sollte
vielleicht auch Shitstorm wörtlich
übersetzen.

Henrik Müller

(pm)NachAbzugder Inflationhaben
die Privathaushalte in Deutschland
zwischen 2003 und 2013 spürbar an
Vermögen eingebüßt. Vor allem sin-
kende Immobilienwerte in vielen
Regionen haben dazu beigetragen,
auch die Niedrigzinsphase spielt
eine Rolle. Beim Vermögensaufbau
sind Erbschaften und vor allem
Schenkungenwichtige Faktoren. Zu
diesem Ergebnis kommt eine Studie
des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW), die von der
Hans-Böckler-Stiftunggefördertwor-
den ist.

DieSparquotederPrivathaushalte
lag in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten fast durchgehend über
neun Prozent. Allerdings weisen
Markus Grabka und Christian Wes-
termeier vom DIW nach, dass die
privaten Nettovermögen seit 2003
inflationsbereinigtgeschrumpftsind.
Dass die beiden reichsten Zehntel
im Schnitt 22 bzw. sieben Prozent
Vermögen abgegeben haben, der
Rest hingegen dazugewonnen hat,

dürfte in erster Linie mit Altersef-
fekten zusammenhängen. Im Alter
wirddas imLaufedesErwerbslebens
angesparte Vermögen aufgezehrt,
außerdem geben viele Ältere ihr
Vermögen inFormvonSchenkungen
an die jüngere Generation weiter.

Trotzdem sind die Vermögen wei-
terhin sehr ungleich verteilt: Wäh-
rend Personen im reichsten Zehntel

des Sozial-ökonomischen Panels
nach Abzug aller Verbindlichkeiten
2012 im Schnitt gut 420 000 Euro
besaßen, waren es in den beiden
unterenZehntelnichteinmal 15 000
Euro. Die Hälfte der Bevölkerung
hatte deutlich weniger als 50 000
Euro an Vermögen.

ZudenFaktoren,dienachAnalyse
der Wirtschaftswissenschaftler die
Vermögensbildung beeinflussen,
gehören neben dem Haushaltsein-
kommen und dem Erwerbsumfang
auch der Familienstand und die Ge-
sundheit. Positiv wirkt sich eine
Heirat aus, während bei einer Tren-
nung oder Scheidung Kosten ent-
stehen, die häufig das Vermögen
reduzieren, so die Forscher. Ins-
besondere Pflegebedürftigkeit sei
mit erheblichen finanziellen Belas-
tungen verbunden, da die gesetz-
liche Pflegeversicherung nur eine
Teilabdeckung bietet. Beim Vermö-
gensaufbau spielen Erbschaften
und Schenkungen eine wichtige
Rolle.

Gewerkschaftlicher
Umbruch 1990

(GL) Für viele war 1990
ein Jahr, das mit gerade-
zu dramatischen Umbrü-
chen gefüllt war. Die
Zeitspanne 1989/90 sei
seine spannendste Zeit
gewesen, reflektiert Pe-
ter Praikow, ver.di-Fach-
bereichsleiter Telekom-
munikation, in Band 4
der Schriftenreihe der
Johannes-Sassenbach-
Gesellschaft, in dem
13 Gewerkschafter/innen
aus der früheren DDR zu
Wort kommen. Die the-
matisch geordneten In-
terviews geben einen
differenzierten Einblick
in die von großen Hoff-
nungen wie auch tiefen
Enttäuschungen gepräg-
te Phase der jüngeren
deutschen Zeitgeschich-
te. Einig waren sich alle,
dass der Freie Deutsche
Gewerkschaftsbund
(FDGB) abgewirtschaftet
hatte, unfähig zu inne-
ren Reformen. In den
ausführlichen Interviews
kommen die Sorgen der
Arbeitnehmer/innen wie
auch die Herausforde-
rungen mit veränderten
Interessenvertretungs-
formen zur Durchset-
zung von Arbeitnehmer-
rechten zur Geltung.
Aufschlussreich sind die
biografischen Kompo-
nenten der Interviewten.

detlev brunner, christi-
an hall: revolution,
umbruch, neuaufbau
– erinnerungen ge-
werkschaftlicher
zeitzeugen der ddr,
be.bra-wissenschafts-
verlag, band 4 der
schriftenreihe der jo-
hannes-sassenbach-ge-
sellschaft, berlin, 144
seiten, 19,95 euro, isbn
978-3954100514

Heiraten zahlt sich aus
studie – Reale Nettovermögen in Deutschland zwischen 2003 und 2013 geschrump
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Vermögen in Deutschland

QUELLE: DEUTSCHES INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTS-
FORSCHUNG, DIW-WOCHENBERICHT 34/2015

2003

137.277

119.270 116.840

2008

Nettogesamtvermögen je Haushalt (in Euro)

2013



Mehr Zeit
für mich
Kernstück unseres Kon-
zeptes sind 14 freie Ver-
fügungstage für Voll-
und Teilzeitbeschäftigte
mit vollem Entgeltan-
spruch. Voll- und Teil-
zeitbeschäftigte können
über diese Freizeittage
nach eignen Vorstellun-
gen verfügen. Damit sich
die Arbeitszeit der Teil-
zeitbeschäftigten nicht
ungewollt reduziert, er-
halten sie zunächst ein
Arbeitszeitkontingent
von zwei Wochenstun-
den als Aufstockung. In
einem zweiten Schritt re-
duziert sich jedoch ihre
Arbeitszeit im Jahresver-
lauf wieder durch die
Wahrnehmung der 14
Verfügungstage. Da-
durch erhöht sich zwar
ihre wöchentliche Ar-
beitszeit, aber nicht die
tatsächlich zu leistende
Arbeitsverpflichtung im
Jahresdurchschnitt. Än-
dern kann sich allerdings
ihre Arbeitszeitverteilung.
Dem liegt eine Modell-
rechnung bei einer Aus-
gangsbasis von 38 Wo-
chenstunden und einem
Volumen von 14 Verfü-
gungstagen zugrunde.

ausführlich wird das
modell in der im sep-
tember erscheinenden
broschüre „mehr zeit
für mich“ erläutert.
www.verdi.de/weg
weiser/tarifpolitik/
materialien

(hla) Die tägliche Arbeitszeit ist ein
Deutschland per Gesetz auf acht
Stunden begrenzt. Nur in Ausnah-
mefällen dürfen es bis zu zehn wer-
den. An dieser Regelung, die im-
merhin seit 1994 gilt, wollen die
Arbeitgeber jetzt rütteln. Arbeitge-
berpräsident Ingo Kramer fordert
eine Umstellung auf die Festlegung
einerHöchstarbeitszeit von48Stun-
denproWoche.Das läge imRahmen
einer EU-Richtlinie.

Gleichzeitig sollen das Verbot
von Sonn- und Feiertagsarbeit ge-
lockertunddieAnkündigungsfristen
für die kurzzeitige Erhöhung von
Arbeitsvolumen verkürzt werden,
wenn es nach den Arbeitgebern
geht. Kramer verspricht sich davon
mehr Flexibilität in Zeiten einer zu-

nehmenden Digitalisierung der Ar-
beitswelt.

Die tarifpolitische Grundsatzab-
teilungbeimver.di-Bundesvorstand
lehnt diesen Vorschlag ab. Schon
heute sei eine Ausdehnung der täg-
lichen Arbeitszeit auf zehn Stunden
möglich,wennspäter einAusgleich
erfolgt, heißt es in einer Stellung-

nahme. Außerdem tue die Bundes-
vereinigung Deutscher Arbeitge-
berverbände (BDA) in ihrem Grund-
satzpapier so, als könnten die
Beschäftigten auf diese gesetzliche
Schutzregelung verzichten, weil sie
dieGrenzen ihrerArbeitszeit selbst-
bestimmt gegenüber den Arbeitge-
bern durchsetzen könnten.

Aus Gründen des Gesundheits-
schutzes seien verlässliche Ruhe-
zeitenwichtig, zumeinenalsSchutz
vor Überforderung, zum anderen,
um eine Balance zwischen Arbeits-
alltag und Privatleben finden zu
können. Der BDA gehe es aber
darum, „die Weichen für die Rund-
um-Verfügbarkeitdermenschlichen
Arbeitskraft zu stellen“, heißt es in
der ver.di-Stellungnahme.

Acht-Stunden-Tag in Gefahr
arbeitszeit – Arbeitgeber wollen rund um die Uhr über menschliche Arbeitskra verfügen

(hla) Das kleine Dorf Jamel in Meck-
lenburg-Vorpommern wird seit Be-
ginn der 1990er Jahre immer wieder
im Zusammenhang mit Rechtsex-
tremismus genannt. 2004 ist das
Künstler-Ehepaar Birgit und Horst
Lohmeyer aus Hamburg in den Ort
in der Nähe von Wismar gezogen.
Sie engagieren sichdort auchgegen
Rechtsextremismus, u. a. mit dem
seit neun Jahren in Jamel stattfin-
dendenOpen-Air-Festival „Forstrock
– für eine bunte Welt“. Ausgezeich-
net worden sind sie dafür mit vielen

Preisen, aber sie sind auch immer
wieder Anfeindungen ausgesetzt.
Im August 2015 nun ist die 160 Jahre
alte Scheune ihres Forsthauses ab-
gebrannt.DiePolizeigehtvonBrand-
stiftung aus.

„Mit diesem heimtückischen An-
schlag hat die in der letzten Zeit
drastisch wachsende Zahl von
rechtsradikalen, rassistischen und
fremdenfeindlichenAngriffeneinen
neuen unerträglichen Höhepunkt
erreicht“, sagte die Vorsitzende des
Verbandes deutscher Schriftsteller

(VS) in ver.di, Eva Leipprand, nach
demAnschlag ineinergemeinsamen
Presseerklärung mit dem PEN. Die
Schriftstellerin Birgit Lohmeyer ist
VS-Mitglied.

Jetzt ruft der VS dazu auf, Leben
und Arbeit der Lohmeyers gegen
rechts mit Spenden zu unterstützen.
Dazu wird das folgende Spenden-
konto genannt: Lobbi e. V., IBAN:
DE82130500000201038846, BIC:
NOLADE21ROS,Verwendungszweck:
Lohmeyer
http://vs.verdi.de

Engagiert für eine bunte Welt
gegen rechts – VS in ver.di ru zu Spenden nach Scheunenbrand auf

jörg wiedemuth, leiter
der tarifpolitischen
grundsatzabteilung
beim ver.di-bundesvor-
stand, stellt ein modell
zur arbeitszeit vor

v o r s c h l a g
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Durchschnittliche Arbeitszeit

QUELLE: QUELLE: STATISTISCHES BUNDESAMT

alle Erwerbstätigen

Vollzeiterwerbstätige

Teilzeiterwerbstätige

35,3 Stunden

41,5 Stunden

18,8 Stunden

pro Woche in Deutschland im Jahr 2014

Europa darf nicht seine Werte verraten
antikriegstag – Die Welt ist für viele weiterhin kein sicherer Ort

(red.) Der 1. September ist seit vielen
Jahrzehnten der Antikriegstag. Er
erinnertanNazi-DeutschlandsÜber-
fall auf Polen am 1. September 1939
unddamitandenBeginndesZweiten
Weltkriegs. 1966 wurde er auf Initi-
ativedesDGB inderBundesrepublik
eingeführt. In der DDR wurden be-
reits seit Beginn der 1950er Jahre
VersammlungenundKundgebungen
anlässlich des Weltfriedenstags am
1. September abgehalten.

IneinerErklärungzumAntikriegs-
tag 2015 erinnert der DGB daran,
dass die Welt auch heute für viele

kein sicherer Ort ist. „Nie gab es
seit dem Ende des Zweiten Welt-
krieges weltweit mehr Flüchtlinge.
Politische, ethnische und religiöse
Konflikte, Kriege und Bürgerkriege,
Armut und Ausbeutung zwingen
die Menschen zur Flucht.“

Der DGB fordert die Staatenge-
meinschaft in in seiner Erklärung
dazu auf, sich entschiedener dafür
einzusetzen, dass Auseinanderset-
zungennichtmitWaffengewaltaus-
getragen werden. Auch dürften in
deren Folge keine humanitären Ka-
tastrophen verursacht werden. Nur

so könne der Westen auch vor in-
ternationalemTerrorismusgeschützt
werden.

Dabei betont der DGB das Grund-
recht auf Asyl. „Die Flüchtlinge
brauchen eine menschenwürdige
Aufnahme und Perspektiven auf so-
zialeundwirtschaftliche Integration
in Europa“, heißt es in der DGB-Er-
klärung. Es sei beschämend, wenn
in der EU darüber gefeilscht werde,
welcher Mitgliedsstaat wie viele
Flüchtlingeaufnehme:„Europadarf
nicht seine eigenen Werte verraten.“
www.dgb.de



(pm/hla) Ende 2016 will der Medien-
konzern Madsack („Hannoversche
Allgemeine“, „Neue Presse“ etc.)
seineDruckerei inniedersächsischen
Landeshauptstadt schließen. 140
Beschäftigten droht damit die Ar-
beitslosigkeit. Die Aufträge sollen
von einer Druckerei in der Nähe
von Bad Nenndorf erledigt werden,
einem Betrieb, der „zu Lasten seiner
undandererBeschäftigterTarifdum-
ping betreibt“, wie der zuständige
ver.di-Landesbezirksfachbereichs-
leiter Lutz Kokemüller in einem of-
fenen Brief kritisiert.

Die geplante Schließung ist Teil
des Rationalisierungsprogramm
Madsack 2018, mit dem die Ge-
schäftsführungEnde2013andieÖf-
fentlichkeit gegangen war („ver.di
news“berichtetemehrfach).Bereits
weit mehr als 100 Arbeitsplätze
seiendemschonzumOpfergefallen,
schreibt Kokemüller. 2014 hat die
Madsack-GeschäftsleitungdasKun-
denservicecenter in Hannover ge-
schlossen. Die 80 Beschäftigten

hattenmit StreiksgegenBilliglöhne
aufbegehrt und versucht, einen
Haustarifvertrag zu erkämpfen.

pläne „nicht hinnehmbar“

Gespräche zwischen ver.di, dem Be-
triebsratundderUnternehmenswe-
gen der geplanten Schließung der
Druckerei sind bislang ergebnislos
geblieben. Sie seien geprägt „von
sozialer Kälte“, so Kokemüller: „Die
betroffenen Beschäftigten schwan-
kenzwischenWutundVerzweiflung,
denn ihre Aussichten, einen neuen
Arbeitsplatz zu finden, sind auch
nachMeinungvonMinisterpräsident
Weil sehrschlecht.“DerSPD-Politiker
hatte die Verlagerung der Aufträge
in eine nicht tarifgebundene Dru-
ckerei als „nicht hinnehmbar“ be-
zeichnet. Die SPD selber ist über
ihreBeteiligungsgesellschaftDDVG
mit rund 23 Prozent größter Anteils-
eigner des Verlagskonzerns.

Für den 29. August lädt ver.di um
14 Uhr zu einer Kundgebung vor

dem Anzeiger-Hochhaus am Gose-
riede-Platz in Hannover ein. Außer-
dem schlägt ver.di vor, sich beim
Vorsitzenden der Madsack-Ge-
schäftsleitung, Thomas Düffert, für
die betroffenen Kolleg/innen ein-
zusetzen:VerlagsgesellschaftMad-
sack, August-Madsack-Straße 1,
30559 Hannover, E-Mail: dueffert.
thomas@madsack.de
https://madsack2018.word
press.com/

Wenn Selbstständige
Kinder kriegen

(hla) Speziell an Freie
und Selbstständige wen-
det sich der Ratgeber
„Wenn Selbstständige
Kinder kriegen“. Heraus-
gegeben hat ihn die
ver.di-Beratungsstelle für
Solo-Selbstständige, Me-
diafon. In diese 19. Auf-
lage hat Mediafon-Bera-
ter Rüdiger Lühr den
aktuellen Rechtsstand
eingearbeitet. Denn
auch die meistern selbst-
ständig tätigen Frauen
haben Anspruch auf
Mutterschafts- und El-
terngeld. Aber er weist
auch auf weitere Leis-
tungen für Mütter, Eltern
und Kinder hin. So geht
es zum Beispiel um Steuer-
freibeträge, Kinder-
zuschläge oder Betreu-
ungsgeld. Diese Neuauf-
lage vermittelt einen Ein-
blick in die teilweise
komplizierte Rechtsma-
terie und macht sie
durchschaubarer.

die broschüre „wenn
selbstständige kinder
kriegen“ (stand: 21. juli
2015) kann von der seite
www.mediafon.net her-
untergeladen werden.
wer den „ratgeber
selbstständige“ besitzt,
für den ist der down-
load der 28 aktuellen
seiten kostenlos. wer
ihn nicht besitzt, kann
entweder erst den
ratgeber kaufen oder
die broschüre zum
preis von 15 euro zzgl.
19 prozent mehrwert-
steuer per e-mail anfor-
dern bei luehr@media-
fon.net.

„Soziale Kälte“ bei Madsack
medien – Konzern mit SPD-Beteiligung will Tarifdumping auf den Zeitungsdruck ausdehnen

reisebranche – (pm) Auszubilden-
de in der Reisebranche erhalten
künftigdeutlichhöhereVergütungen.
In Unternehmen, die der DRV-Tarif-
gemeinschaft angehören, etwaDER
Touristik und Thomas Cook, bekom-
men sie rückwirkend seit 1. Mai mo-
natlich 642 Euro im ersten, 753 Euro
im zweiten und 897 Euro im dritten
Ausbildungsjahr.Diese Sätzegelten
seit 1. Juli auch bei BCD Travel. Bei
TUI Deutschland laut seit 1. Juni die
Staffelung: 717, 828 und 972 Euro.
ver.di ist es in den Verhandlungen
auch gelungen, in den Verträgen
mit der DRV-Tarifgemeinschaft die
Unterscheidung zwischen Ost und
West aufzuheben. TUI Deutschland
hat sich zudem verpflichtet, jährlich
mindestens 105 Ausbildungsplätze
anzubieten und mehr als die Hälfte
der Auszubildenden nach erfolgrei-
cher Abschlussprüfung zu überneh-
men. BCD Travel übernimmt sogar
alle Auszubildenden nach erfolgrei-
chem Abschluss der Ausbildung.

neustart gmbh – (pm) Ende Juli
haben der ver.di-Landesbezirk Ba-
den-Württemberg und die gemein-

nützige Neustart GmbH sich auf
eine Tariferhöhung für die dort Be-
schäftigtenverständigt.DieEntgelte
steigen rückwirkend zum 1. Januar
um 2,3 Prozent und zum 1. Oktober
umweitere 2,1 Prozent.Darüberhin-
aus werden die seit 2010 bestehen-
denZulagendynamisiert;damit stei-
gen sie um 12,1 Prozent.

groß- und außenhandel – (pm)
Bereits in der Ausgabe 10 der „ver.di
news“ haben wir von ersten regio-
nalen Abschlüssen im Groß- und
Außenhandelberichtet.Mittlerweile
ist die Tarifrunde bundesweit in
allen Tarifbezirken abgeschlossen,
hinzu kommen in einigen Gebieten
Abschlüsse imgenossenschaftlichen
Großhandel. Sie orientieren sich im
WesentlichenandemPilotabschluss
ausBaden-Württemberg.Hierwurde
eine Tariferhöhung um 2,7 Prozent
in diesem und weitere 2,0 Prozent
imkommenden Jahr vereinbart, hin-
zukommteineEinmalzahlung.Auch
die Ausbildungsvergütungen stei-
gen:um30Euromonatlich indiesem
und weitere 20 Euro im kommenden
Jahr. Eine Übersicht über die Einzel-

heiten, sortiertnachBundesländern,
gibt es im Internet unter http://han-
del.verdi.de/gross-und-aussenhan-
del/tarif

einzelhandel–(pm)MitAusnahme
von Brandenburg sind es bei den
regionalgeführtenTarifverhandlun-
gen für den Einzelhandel überall
Abschlüsseerreichtworden. InBran-
denburg sollte Ende August weiter
verhandelt werden. Auch im Einzel-
handelorientierensichdieAbschlüs-
se an dem Abschluss für Baden-
Württemberg.Dortwurdevereinbart,
dass die Tarifentgelte zum 1. Juli
2015 um 2,5 Prozent und zum 1. April
2016 um weitere 2,0 Prozent steigen.
Dasgilt auch fürdieAuszubildenden,
allerdings jeweils erst zum 1.August
diesesunddesnächsten Jahres.Hin-
zu kommen teilweise Reglungen für
einzelne Bundesländer. So wurde in
Berlin vereinbart, das Urlaubs- und
das Weihnachtsgeld innerhalb von
zweieinhalb Jahren auf das West-
Berliner Niveau anzuheben. Einzel-
heiten zu den Abschlüssen im In-
ternet unter http://handel.verdi.de/
einzelhandel/tarif

b r o s c h ü r e
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Der Madsack-Konzern
Rund 4400 Beschäftigte arbeiten für die
Mediengruppe. Zu ihr gehören 15 regio-
nale Tageszeitungen und 32 Anzeigen-
blätter. Nach Angaben auf der Website
des Unternehmens ist sie mit ihren Red-
aktionen an 13 Standorten in neun Bun-
desländern vertreten. 2013 will sie 280
Millionen Zeitungsexemplare verkauft
haben. Außerdem ist sie beteiligt u.a. am
Briefdienstleister Citipost und am Fern-
sehdienstleister TVN.



Stimmen
zum weiteren
Vorgehen
„Ich fühle mich wirklich
wahrgenommen und
ernstgenommen mit mei-
ner Stimme. Ich muss sa-
gen: Ja, wir sind eine
Gewerkschaft, wir ent-
scheiden gemeinsam. Ich
bin super motiviert, ich
freu mich auf das, was
wir so vorhaben. Da wa-
ren ja viele kreative
Ideen dabei. Und ich
freue mich darauf, noch
einmal richtig Wirbel zu
machen für unsere Sa-
che.“

Sabine Vedder von
Kleist, Betriebsgrup-
penvorsitzende bei
der Stadt Hamm/Westf.
„Es war eine sehr offene
Einschätzung, wie es
weitergehen kann. Ich
habe auf einmal einen
Ruck der Begeisterung
wieder gespürt, gerade
zum Ende hin, und ich
bin gespannt, wie wir
das jetzt vor Ort umset-
zen können.“

Birte Kistner, Sozial-
arbeiterin aus Wolfs-
burg
„Ich habe nicht damit
gerechnet, dass die Ab-
lehnung empfohlen wird,
und bin deshalb erst ein-
mal positiv überrascht.
Ich finde es auch gut,
dass wir jetzt die Streik-
strategie überdenken
und versuchen, noch
einmal anders aufzutre-
ten, als Gewerkschaft
und als Sozial- und Er-
ziehungsdienste.“

Signale nicht gehört
sozial- und erziehungsdienst – Im Herbst soll weiter gestreikt werden

sabine köhler aus
dem ver.di-bezirk
hamm-unna ist im
pädagogischen bereich
beschäftigt
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(hla) Die Tarifauseinandersetzung
im Sozial- und Erziehungsdienst
wirdzumDauerthema. ImJunihatten
die Schlichter Georg Milbradt und
HerbertSchmalstieg ihreEmpfehlung
vorgelegt („ver.di news“berichtete).
Doch schnell zeichnet sich ab, dass
die betroffenen Gewerkschaftsmit-
gliedernichtmitdemeinverstanden
waren,wasdiePolitiker vorgeschla-
gen hatten.

ÜberdenSommerhinwegwurden
die ver.di-Mitglieder in diesem Be-
reich zu dem Schlichterspruch be-
fragt. 69,13 Prozent der befragten
ver.di-Mitglieder lehnten ihn ab.
„Die Schlichtung hat ihre befrie-
dende Funktion erkennbar nicht er-
füllt, deshalb sind beides Seiten
jetzt gut beraten, ihren Beitrag zu

einer Befriedung dieser Tarifaus-
einandersetzung zu leisten“, sagte
der ver.di-VorsitzendeFrankBsirske
nach der Bekanntgabe dieses Er-
gebnisses.

Er sah mehrere Gründe für die
breite Ablehnung des Schlichter-
spruchs.Dazuzähltedie langeLauf-
zeit, die erst in fünf Jahren einen
weiteren Anlauf in Richtung Auf-
wertung möglich gemacht hätte.
Gerade fürdie jüngerenErzieher/in-
nen hätte der Spruch nur zu Ver-
besserungen inHöhevonhöchstens
30 Euro brutto monatlich geführt.
Tätigkeiten inderSozialarbeit hätte
der Spruch kaum berücksichtigt.

Auch die Streikdelegiertenkonfe-
renz schloss sich der Ablehnung an.
DieBundestarifkommissionempfahl,

die Schlichtung für gescheitert zu
erklären, solltensichdieArbeitgeber
indenfürden13.Augustangesetzten
Tarifverhandlungen nicht zu Zuge-
ständnissen bereiterklären. Diese
Hoffnung erfüllte sich nicht.

„Damit habendieArbeitgeber die
Weichen auf die Fortsetzung des
Streiksgestellt“, sagteBsirske.Dafür
hätte ver.di in der Mitgliederbefra-
gungeinenklarenHandlungsauftrag
bekommen. Er bedauerte, dass die
Vereinigung der kommunalen Ar-
beitgeberverbände (VKA)dasSignal
der ver.di-Mitglieder nicht aufge-
nommenhätte.Der ver.di-Chefkün-
digte an, dass in der ersten Okto-
ber-Hälfte weiter gestreikt werden
solle. Die Streiks sollen dann „un-
berechenbarer“ werden.

(ml/pm) Mit der Unterstützung von
fast45 000Unterzeichnernhatver.di
eine Petition beim Deutschen Bun-
destageingebracht,mitderdieBun-
desregierung aufgefordert werden
soll, ihrer Verantwortung bei der
Deutschen Telekom gerecht zu wer-
den und für ein Ende der gerichts-
notorischgewerkschaftsfeindlichen
Aktivitäten bei ihrem US-amerika-
nischen Ableger „T-Mobile US“ zu
sorgen. Wenngleich das erforderli-
cheQuorumvon50 000Unterschrif-
ten nur knapp verfehlt worden ist,
kann der Petitionsausschuss den-

noch nach eigenem Ermessen eine
Anhörung veranstalten.

HintergrundderEingabesindmas-
sive Klagen über die seit Jahren an-
haltende Anti-Gewerkschaftskam-
pagne bei der überseeischen
Telekom-Tochter („ver.di news“ be-
richtete mehrfach). So werden Be-
schäftigte, die sich für die Gewerk-
schaft aussprechen und aktiv dort
mitarbeiten, massiv bedroht und
müssenmitAbmahnung,Entlassung
und anderen Sanktionen rechnen.
In einer kürzlich ergangenen Ent-
scheidung hat die höchste US-Ar-

beitsgerichtsinstanz festgestellt,
dass T-Mobile US in die Beschäftig-
ten massiv daran hindert, sich ge-
werkschaftlich zuorganisieren,und
damit gegen amerikanisches Ar-
beitsrecht verstößt.

Als mit Abstand größter Anteils-
eigner der Deutschen Telekom
sollte der deutsche Staat dazu bei-
tragen, dass globale Arbeitsstan-
dards eingehalten und in Zukunft
Verstöße gegen das Arbeitsrecht
und gegen internationale Regeln
unterbunden werden, erklärte der
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske.

Verantwortung für T-Mobile US wahrnehmen
petition – Regierung soll als Anteilseigner auf die Deutsche Telekom einwirken

Tarifverhandlungen gefordert
gbt iii b.v. – ver.di will Zwei-Klassen-Gesellscha innerhalb der Belegscha verhindern

(pm) ver.di kritisiert, dass das Ge-
schäftsreisen-Unternehmen Ameri-
can Express Global Business Travel
(GBT III B.V.) Verhandlungen über
einen Haustarifvertrag verweigert.
Das Unternehmen hatte eine ent-
sprechende Forderung von ver.di im
März zurückgewiesen und auf ein
neuerliches Gesprächsangebot von
Ende Juni nicht reagiert. „Es geht
darum, eine Zwei-Klassen-Gesell-
schaft innerhalb der Belegschaft zu
verhindernund tariflicheAnsprüche
dauerhaft für alle Beschäftigten

zu sichern“, sagte ver.di- Bun-
desvorstandsmitglied Ute Kittel.
American Express hat 2014 fünfzig
Prozent der Sparte Geschäftsreisen
an die Investorengruppe American
Express GBT III B.V. verkauft.

Die Beschäftigten erledigen dort
nachwie vordiegleichenAufgaben,
doch das Unternehmen befindet
sich nicht mehr in der Tarifbindung.
Die Firma will bei Neueinstellungen
vondenbisherigen tariflichenStan-
dards der Altbeschäftigten abwei-
chen. So soll die wöchentliche Ar-

beitszeit von 38,5 auf 40 Stunden
erhöht und der Urlaubsanspruch
von 30 Tagen reduziert werden. Für
Alt- und Neubeschäftigte weigert
sich das Unternehmen, tariflich ab-
gesicherte und damit verlässliche
Gehaltserhöhungen zu bezahlen.
Bei einer ver.di-Tarifumfrage unter
denBeschäftigtenhatten90Prozent
der Befragten die Aufnahme von
Tarifverhandlungenbefürwortet.Bei
GBT III arbeiten an sechs bundes-
deutschen Standorten gut 600 Be-
schäftigte.



(dgb-rz/ots) Das (BSG) hat am 19.
August die Revision eines Hartz-IV-
Empfängers abgewiesen, der vom
Jobcenter aufgefordert worden war,
mit 63 Jahren – unter Inkaufnahme
von Abschlägen – einen Rentenan-
trag zu stellen, berichtet der DGB-
Rechtsschutz. Damit hat es die Auf-
fassung der Vorinstanzen bestätigt,
dass eine Verpflichtung zur Bean-
tragung der vorzeitigen Rente nach
Paragraf 12ades ZweitenBuches So-
zialgesetzbuch (SGB II)bestehe.We-
der eine Nichtvereinbarkeit mit der
VerfassungnocheineunbilligeHärte
oderauchnureinenErmessensfehler
wollten die Richter erkennen.

Damit habe das BSG die Zwangs-
verrentung von Hartz-IV-Empfän-
gernabgesegnet,kommentiertSilke
Clasvorbeck, DGB-Rechtsschutzse-
kretärin in Bielefeld: „Ein großer
Rückschlag für all diejenigen, die
langjährig gearbeitet haben und in

einem rentennahenAlter arbeitslos
undhilfebedürftigwerden.“Sie sind
gezwungen,mit lebenslanggelten-
den Abschlägen in Rente zu gehen
(mehr vom DGB-Rechtsschutz zu
diesem Urteil im Internet unter:
http://tinyurl.com/p9qf4jf).

UlrichSchneider,Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen Gesamt-
verbandes, erklärte zu dem BSG-
Urteil: „Die Zwangsfrühverrentung
von Hartz-IV-Beziehern ist rück-
sichtslos und kurzsichtig. Um die
Sozialkassenkurzfristig zuentlasten,
werdenMenschen indieAltersarmut
genötigt.“ Die Verurteilung zu Al-
tersarmutbisansLebensendestelle
eine unverhältnismäßige Härte dar.

NachSchätzungendesVerbandes
werden indennächstenzwei Jahren
rund 140 000 Hartz-IV-Bezieher/in-
nen von der Zwangsverrentung be-
droht sein.
Aktenzeichen: B 14 AS 1/15 R

Der Vater des
Arbeitsrechts

(GL) „Menschliche Wür-
de zu erhalten, ist die
besondere Aufgabe des
Arbeitsrechts. Seine Be-
stimmung besteht darin,
zu verhüten, dass Men-
schen gleich Sachen be-
handelt werden.“ Das
formulierte 1927 Hugo
Sinzheimer, der bis heu-
te hierzulande als der
„Vater des Arbeitsrechts“
gilt. In seinem Buch
gräbt Abraham de Wolf,
Rechtsanwalt und Spre-
cher der Arbeitsgemein-
schaft jüdischer Sozial-
demokraten, nach den
Wurzeln des rechtlichen
Denkens Sinszheimers
(1875 – 1945). Dieser
stammt aus einer jüdi-
schen Textilfabrikanten-
familie in Worms. Er
studierte Jura und Na-
tionalökonomie, u. a.
bei dem Regionsphilo-
sophen Hermann Cohen
in Marburg. In ihm fand
Sinzheimer seinen Lehr-
meister und erkannte,
dass Recht Ausdruck so-
zialer Verantwortung sei.
Er publizierte 1916 seine
Überlegungen zu einem
„Arbeitstarifgesetz“, das
Tarifverträge gesetzlich
normiert. Sinzheimer
war Rechtsbeistand des
Metallarbeiterverbandes
und an der Gründung
der Akademie der Ar-
beit maßgeblich betei-
ligt. Er musste als Jude,
Sozialdemokrat und
Rechtsgelehrter 1933 vor
den Nazis fliehen. Das
Buch ist lesenswert und
macht neugierig auf
mehr.

abraham de wolf:
hugo sinzheimer und
das jüdische geset-
zesdenken im deut-
schen arbeitsrecht,
verlag hentrich &
hentrich, berlin,
76 seiten, 8,90 euro,
isbn 978-3955650674

b u c h t i p p
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Wer sich in Gefahr begibt...
(ra-online) Wenn ein Kamel plötzlich
scheut und sich aufbäumt und der Reiter
herunterfällt und sich verletzt, dann „ver-
wirklicht sich“ laut Amtsgericht München
„die allgemeine Gefahr, die von einem
Tier ausgeht“. Für das, was einem ober-
bayerischen Touristen in Ägypten pas-
siert ist, könnten weder der Reiseveran-
stalter noch der Kameltreiber haftbar
gemacht werden, erklärte das Gericht in
seinem Urteil vom 24. Juni unter dem Ak-
tenzeichen 111 C 30051/14. Das meldet die
Internetplattform www.kostenlose-urtei-
le.de. Das glatte Gegenteil hatte vor zwei
Jahren das Oberlandesgericht Koblenz
unter dem Aktenzeichen 12 U 1296/12 ent-
schieden. In dem Fall war der Kläger
schon beim Aufsteigen von dem Trampel-
tier abgeschüttelt worden. Wegen seiner
schweren Verletzungen bekam er 15 000
Euro Schmerzensgeld.

Gesundheitsschutz als tariflich regelbares Ziel
gericht – Streik für mehr Personal an der Berliner Charité war recht- und verhältnismäßig

witwenrente auch bei heirat
erst nach dem 60. geburtstag –
(bs)DieKlausel ineinerbetrieblichen
Versorgungsordnung, nach der die
Witwe eines Beschäftigten keine
Hinterbliebenenrentebeziehenkann,
wenn sie den Arbeitnehmer nach
Vollendung seines 60. Lebensjahres
geheiratet hat, ist unwirksam. Das
hat das Bundesarbeitsgericht ent-
schieden. Diese „Spätehenklausel“

führe zu einer „übermäßigen Beein-
trächtigungder legitimen Interessen
derversorgungsberechtigtenArbeit-
nehmer“. In der gesetzlichen Ren-
tenversicherung besteht ein
AnspruchaufWitwen-bzw.Witwer-
rente seit einigen Jahren regelmäßig
erst dann, wenn seit der Eheschlie-
ßungmindestensein Jahrvergangen
ist.
Aktenzeichen: AZR 137/13

ausgeruht zur betriebsratssit-
zung–(red.)Betriebsratsmitglieder
im Schichtdienst haben nach einer
Entscheidung des Landesarbeitsge-
richtsHammvorBetriebsratssitzun-
genAnspruchaufeineangemessene
Ruhezeit. Konkret: Sie dürfen ihren
Arbeitsplatz elf Stunden vor einer
außerhalb ihrer Schicht anberaum-
ten Betriebsratssitzung verlassen.
Aktenzeichen: 3 Sa 1386/14

(hem/pm) Eine Gewerkschaft darf
einen Tarifvertrag fordern, der eine
personelleMindestbesetzung inde-
finierten Produktions- oder Dienst-
leistungsbereichen einer Branche
odereinesUnternehmenssicherstellt.
UndzurDurchsetzungeines solchen
Tarifvertragsdarf sieauchzumStreik
aufrufen – selbst in solch sensiblen
BereichenwiederKrankenhauspfle-
ge.Das sinddieSchlussfolgerungen
aus einer Entscheidung des Landes-
arbeitsgerichts (LAG) Berlin-Bran-
denburgvom24. Juni. Eshattedamit
in II. Instanz einen Antrag des Vor-
stands der Berliner landeseigenen

UniversitätsklinikCharitéabgelehnt,
ver.di einen Streik des Pflegeperso-
nals zu untersagen.

DasLAGhatdenStreik für rechtlich
zulässiggehalten.DieGewerkschaft
verfolge mit dem Arbeitskampf vor
allem das tariflich regelbare Ziel
des Gesundheitsschutzes, eine per-
sonelleMindestausstattungderSta-
tionen mit Pflegepersonal zu errei-
chen,sodieErläuterungdesGerichts.
Die Charité hatte dagegen vorge-
bracht, mit dem Abschluss der noch
geltenden Vergütungstarifverträge
sei auch die Personalausstattung
geregeltworden,derStreikverstoße

gegen die tarifvertragliche Frie-
denspflicht und sei rechtswidrig.
Diesen Einwand ließ das Gericht
nichtgelten:DiebestehendenMan-
tel- und Vergütungstarifverträge
enthielten zu dieser Materie keine
Regelungen, so seine Feststellung,
und begründeten daher auch keine
tarifliche Friedenspflicht, die einen
Streik ausschließen würde.

Der Streik sei schließlich auch
nicht unverhältnismäßig. Die be-
stehendeNotfallvereinbarungstelle
sicher, dass Patienten durch den
Streik nicht zu Schaden kämen.
Aktenzeichen: 26 SaGa 1059/15

zwangsverrentung – Bundessozialgericht bestätigt Wirksamkeit der gesetzlichen Regelung



Wir sind am Ball
Kaum zu glauben, aber
schon wieder sind vier
Jahre vorbei. Ende Sep-
tember treffen sich er-
neut 1009 Delegierte aus
allen Fachbereichen und
Landesbezirken zum
ver.di-Kongress in Leip-
zig. Es geht darum, die
politische Ausrichtung
von ver.di für die kom-
menden vier Jahre zu be-
stimmen. 1400 Anträge
warten auf die Diskus-
sion – von der Gesell-
schaftspolitik bis zur Be-
rufspolitik, von der
Friedenspolitik über
Wirtschaftspolitik, TTIP
und Migrationspolitik bis
zu zur Tarifpolitik – um
nur einige Themen zu
nennen. Selbstverständ-
lich werden wir mit un-
seren ausländischen
Schwestergewerkschaf-
ten gemeinsam diskutie-
ren und überlegen, wie
wir in Europa und welt-
weit noch stärker zusam-
menarbeiten können.
Unser Kongress-Motto
„Stärke. Vielfalt. Zukunft.“
trifft es genau: Wir wer-
den weiter Stärke in
Auseinandersetzungen
zeigen, unsere Vielfalt in
den Fachbereichen
macht unsere Gewerk-
schaft einzigartig und
stark – und für die Zu-
kunft sind wir gewapp-
net. Ob zu Digitalisie-
rung oder Guter Arbeit –
wir sind am Ball!

(hla) Genau 1009 Delegierte sind
für die Woche vom 20. bis 26. Sep-
tember 2015 zum 4. ordentlichen
ver.di-Bundeskongress nach Leip-
zig eingeladen. Zum dritten Mal in
Folge tagt ver.di bereits in der
Sachsen-Metropole, die dortigen
Messehallen sind also ein vertrau-
ter Ort für wegweisende Beschlüs-
sen.

In diesem Jahr steht der Kongress
unterdemMotto„Stärke.Vielfalt.Zu-
kunft“. Das will ver.di mit den Be-
schlüssenderDelegiertenunter Be-
weis stellen.

1460 Anträge sind eingegangen.
ZudenantragsberechtigtenGremien

zählen u. a. Versammlungen und
Konferenzenvonver.di-Mitgliedern
auf verschiedenen Fachbereichse-
benen ebenso wie solche von Be-
zirken, Landesbezirken und Perso-
nengruppen. Antragsschluss war
im Mai 2015, doch ist es für die De-
legierten wie immer noch möglich,
zu aktuellen ThemenvorOrt in Leip-
zig noch Initiativanträge einzurei-
chen.

215 anträge sind wortgleich
eingegangen

Zwei Wochen lang hat sich die An-
tragsberatungskommissionbisMitte
Juli ein Bild von den bis zum An-
tragsschluss eingegangenen Ideen,
Vorschlägen und Forderungen ge-
macht, Empfehlungen für die Dele-
gierten ausgesprochen und die Ma-
terialflut nach Themengebieten
geordnet,damitdieDelegiertenund
die erwarteten Gäste während der
Beratung nicht den Überblick ver-
lieren. Zieht man die 215 wortgleich
eingegangenen Anträge ab, stehen
1245Dokumente zurBeratungdurch
den Kongress an, berichtet Detlef
Raabe, der Leiter des Bereichs Or-
ganisationspolitik beim ver.di-Bun-
desvorstand.

Das sind etwas weniger als vor
vier Jahren beim ver.di-Bundeskon-
gress. Die Delegierten können die
Anträge seit Anfang August im In-
ternet abrufen. Außerdem haben
sie sie mittlerweile mit der Post
nach Hause geschickt bekommen.

Für die Beratung der Anträge sind
drei Kongresstage eingeplant: von
Mittwoch bis zur Abreise am Sams-
tagmittag. Los geht der Kongress
am Sonntag, 20. September. Zur
Eröffnungsveranstaltung wird um
18UhrauchBundeskanzlerinAngela
Merkel, CDU, in der Messe Leipzig
erwartet. Am Montag stehen die
Konstituierung des Kongresses, die
GeschäftsberichteunddieAusspra-
che dazu auf der Tagesordnung.

dienstag wird der
bundesvorstand gewählt

Bei Bedarf wird die Aussprache am
Dienstag fortgesetzt,bevorderneue
ver.di-Bundesvorstandgewähltwird.
Am Mittwochmorgen hält dann die
oder der neugewählte Vorsitzende
ihr/sein Grundsatzreferat. Immer
wieder werden im Verlaufe des Kon-
gressesauchGewerkschafter/innen
ausdemAuslandzudenDelegierten
sprechen.

Wegweisende Beschlüsse
bundeskongress – 1009 ver.di-Delegierte tagen vom 20. bis 26. September 2015 in Leipzig

monika brandl ist die
vorsitzende des ver.di-
gewerkschaftsrats

a u f r u f
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Sonderstempel
Anlässlich des ver.di-Bundeskongresses
gibt es auch wieder einen Sonderstem-
pel. Er ziert Post, die beim Kongress in
eigens dafür vorgesehenen Briefkästen
landet. Alle Kolleg/innen, die nicht am
Kongress teilnehmen, aber dennoch ei-
nen Sonderstempel haben wollen, schi-
cken bitte bis zum 19. September einen
adressierten und ausreichend frankierten
Rückumschlag an: ver.di Bundesverwal-
tung, Bundeskongress: Sonderstempel,
10112 Berlin

(red.) Arbeitet ein/e Beschäftigte/r
zu wechselnden Zeiten, ist die Auf-
zeichnung der täglichen Arbeitszeit
schwierig und kompliziert. Mit die-
sem Scheinargument versuchen die
Arbeitgeber, sich vor ihren Pflichten
ausdemMindestlohn-Gesetz zudrü-
cken. Damit Beschäftigte kontrol-
lieren können, ob der Arbeitgeber

korrekt aufgezeichnet hat, haben
die Gewerkschaften ver.di und NGG
einekostenloseAppfürallegängigen
Smartphonesentwickeln lassen.Da-
mit lässt sichdie täglicheArbeitszeit
minutengenauerfassen.Dieerfassen
Zeiten lassen sich dann als Tabel-
len-Dokument speichern und ver-
schicken. Außerdem rechnet die

App bei pauschaler Bezahlung auch
aus,obdergesetzlicheMindestlohn
von 8,50 Euro unterschritten wird.

DieMindestlohn-Appder Initiative
Mindestlohn kann in den Appstores
von Google, Apple und Microsoft
Windowskostenlosheruntergeladen
werden.
www.initiative-mindestlohn.de

Hilfe bei der Dokumentation
mindestlohn – Gewerkschaen entwickeln App zur Arbeitszeiterfassung

(red.) Zusammen mit der GDA, der
Gemeinsamen Deutschen Arbeits-
schutzstrategie, einer Initiative von
Bund, Ländern und gesetzlicher Un-
fallversicherung, setzt sichver.di für
die Verhütung von Muskel-Skelett-
Erkrankungen ein. Dazu hat ver.di

ein Gewinnspiel entwickelt. Die Ge-
winner/innen werden während des
ver.di-Bundeskongresses ermittelt.

Einsendeschluss ist der 16. Sep-
tember. Wer den Zusammenhang
zwischen Arbeitsbelastungen und
Rückenschmerzenbesser verstehen

willundAntwortenzumGewinnspiel
sucht, der kann sich auf der um-
fangreichen Website www.gdabe
wegt.de informieren.

Hier geht es zum Gewinnspiel:
https://arbeitsmarkt-und-sozial
politik.verdi.de

Arbeitsbelastungen und Rückenschmerzen
gewinnspiel – Gewinner/innen werden beim ver.di-Bundeskongress ermittelt



Streikbrecher
„Beim Poststreik
haben wir Hinweise
erhalten, dass Leih-
arbeiter als Streik-
brecher eingesetzt
wurden. Das ist auch
eine Form von Miss-
brauch, die wir un-
terbinden werden.“

Bundesarbeitsministe-
rin Andrea Nahles, SPD,
zu ihren Plänen bei
Leiharbeit

Bis zum 23. Oktober zeigt das Foto-
team von ver.di Hessen seine Aus-
stellung „Prekäres Leben. Prekäre
Arbeit. Prekäre Zukunft“ in der Me-
dienGalerie des Fachbereichs Me-
dien, Kunst und Industrie im ver.di-
Landesbezirk Berlin-Brandenburg.
Die Fotografien zeigen die vielen
Gesichter der prekären Armut im
Schattenriss. Die Betroffenen kom-
men in Interviews zu Wort und ma-
chen deutlich, dass prekäre Arbeit
jede/n treffen kann. Eröffnet wird
die Ausstellung am 3. September
um 18 Uhr in der MedienGalerie,
Dudenstraße 10, 10965 Berlin. Ge-
öffnet ist sie montags und freitags
von 14 bis 16 Uhr, dienstags von 17
bis 19 Uhr sowie donnerstags von
14 bis 19 Uhr.
www.mediengalerie.org

Finanzkrise, Eurokrise, Ökokrise, di-
gitaler Umbruch der Arbeitswelt –
die Aufzählung aktueller und bri-
santer Problemfelder ließe sich er-
weitern. Wie hängt das alles mit
demreal existierendenKapitalismus
derGegenwart zusammen?RalfKrä-
mer, Gewerkschaftssekretär in der
Abteilung Wirtschaftspolitik beim
ver.di-Bundesvorstand und aktiv in
der Partei „Die Linke“, hat sich an
die Aufgabe herangewagt, diese
Frage zu beantworten.Und zwar mit
Erfolg.

Der Autor stellt die Zusammen-
hänge der aktuellen Krisen und
Probleme mit den Entwicklungsten-
denzen der kapitalistischen Ge-
samtwirtschaft dar – erläutert mit
zahlreichen Daten und Fakten,
Schaubildern und Statistiken, die
dendidaktischenWertdesLehrbuchs
für den gewerkschaftlichen und
politischen Praktiker erhöhen. Krä-
mers Anspruch: „Es ist zu klären,
wiediegegenwärtigekapitalistische
Wirtschaft in ihrenGrundlagen funk-

tioniert und welche Interessen, Wi-
dersprüche, Probleme, Krisen und
verkehrten ideologischen Vorstel-
lungen sie hervorbringt.“

Doch Vorsicht beim Einstieg in die
Lektüre!DaKrämersehrsystematisch
vorgeht, beginnt er in den ersten
vier Kapiteln mit einer Einführung
in die Politische Ökonomie von Karl
Marx. Das könnte den einen oder
die andere Leser/in abschrecken.
Auf rund 100 Seiten werden die
Werttheorie,diekapitalistischePro-
duktionsweise,der tendenzielle Fall
derProfitrate,dieKrisentheorieusw.
erläutert. Wer schon einmal an
einem Kurs zum Marx’schen Kapital
teilgenommen hat, weiß, dass das
keine leichte Kost ist. Krämer illus-
triert alles mit aktuellen Beispielen.
Das trägt erheblich zur Verständ-
lichkeit bei. Also durchaus eine loh-
nende Lektüre.

Ebenso ist aber auch ein Einstieg
in das Buch über spätere Kapitel
denkbar: etwadas zurökologischen
Krise und zur Wachstumsfrage, zu

denFinanzkrisenoderderEuro-Pro-
blematik. InallenThemenbereichen
macht der Autor deutlich, dass es
immer auch um gesellschaftliche
MachtverhältnisseundKlassenkon-
fliktegeht.Esgibtkeineunpolitische
Ökonomie. Auch das zeigt Krämers
Auseinandersetzung mit den heu-
tigen Mainstream-Ökonomen. Des-
halbwerden jeweilsdiewirtschafts-
politischen Alternativen zur herr-
schenden neoliberalen Ideologie
aufgezeigt. Ralf Krämer setzt auf
eine„Reformalternative imErgebnis
von Klassenkämpfen und veränder-
ten Kräfteverhältnissen“ und ent-
wickelt sie aus dem Kampf um
Verbesserungen innerhalb des Ka-
pitalismus.

Der Gebrauchswert dieser Einfüh-
rung in die Politische Ökonomie
wird erhöht, indemschon zuBeginn
nützliche Internetlinks abgedruckt
sind,dieeinvertieftesWeiterstudium
erleichtern.Fazit:nicht immer leichte
Kost, aber bestens verdaulich.
Klaus Pickshaus

ralf krämer: kapi-
talismus verstehen.
einführung in die
politische ökonomie
der gegenwart, vsa-
verlag, hamburg,
256 seiten, 16,80 euro,
isbn 978-3899656442

Aktuelle Entwicklungen in der
Tarifpolitik stehen im Mittelpunkt
der diesjährigen tarifpolitischen Ta-
gung des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts (WSI)
derHans-Böckler-Stiftungam7.und
8.Oktober inDüsseldorf.Dabeigeht
es auch um die zunehmend heftiger
werdenden Streiks im Dienstleis-
tungsbereich.Mehr Infos:www.boe
ckler.de/veranstaltung_60685.htm

Krankenhäuser – wie krank ist
das denn? fragt der ver.di-Bezirk
Region Saar-Trier am 9. Oktober ge-
meinsam mit der Peter-Imandt-Ge-
sellschaft und der Arbeiterkammer
des Saarlands in Völklingen. Dabei
geht es um die Ökonomisierung der
Krankenhäuser und die damit zu-
sammenhängendenKonflikte.Mehr
Infos: http://saar-trier.verdi.de/

Im Herbst jährt sich die deutsche
Wiedervereinigungzum25.Mal.Aus
diesemAnlassveranstaltetdieHans-
Böckler-Stiftung inderBerlinerver.di-
Bundeszentrale am 12. und 13. No-
vember eine Tagung mit dem Titel
Einheit und Transformation –
Gewerkschaften im deutschen
Einheitsprozess.Wissenschaftler/
innen und Zeitzeug/innen fragen
nachderRolleunddenGestaltungs-
möglichkeiten der Gewerkschaften.
Mehr Infos: www.boeck ler.de/ver-
anstaltung_60549.htm

Demokratie in der Dienststelle
ist dasSchwerpunktthemadesdies-
jährigen Schöneberger Forums am
25.und26.November inBerlin.Aus-
gerichtet wird es vom DGB und der
Hans-Böckler-Stiftung. Mehr Infos:
www.schoeneberger-forum.de

Ökonomie ist immer politisch
– Den „Kapitalismus verstehen“ lernen – eine lohnende Lektüre
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